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A. Prüfungsauftrag 

 

Wir sind von der 

 

Neuenhauser Schulbetriebsgesellschaft mbH 

Neuenhaus 

 

-  im Folgenden kurz Gesellschaft genannt - 

 

 zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2022 gewählt worden. Die gesetzlichen Vertreter haben 

uns demzufolge den Auftrag erteilt, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 unter Einbeziehun-

gen der Buchführung zu prüfen. 

  

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwendbaren 

Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

 

Auftragsgemäß erstreckt sich die Prüfung weiterhin auf die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 

und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Haushaltsgrundsätzegesetz 

(HGrG). 

 

 Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhältnis zu Drit-

ten, die diesem Bericht beigefügten „Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften“ vom 1. Januar 2024, vereinbart. Unsere Haftung richtet sich nach 

Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen. Im Verhältnis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der 

Allgemeinen Auftragsbedingungen maßgebend. 
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B. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 

 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir mit Datum vom  

6. September 2024 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„_________________________________________________________________________ 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

 

 An die Neuenhauser Schulbetriebsgesellschaft mbH, Neuenhaus 

 

Prüfungsurteil 

 

Wir haben den Jahresabschluss der Neuenhauser Schulbetriebsgesellschaft mbH, Neuenhaus, – be-

stehend aus der Bilanz zum 31.12.2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 

vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzie-

rungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der bei-

gefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften gel-

tenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31.12.2022 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr 

vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022. 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat. 

 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beach-

tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmä-
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ßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsät-

zen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ un-

seres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig 

in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 

haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er-

füllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeig-

net sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss zu dienen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen 

Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-

antwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 

ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresab-

schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-

schen Darstellungen ist. 

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 

haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 

Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzie-

ren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Gan-

zes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, sowie 

einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss beinhaltet. 
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-

gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-

sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Un-

richtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 

werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses ge-

troffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhal-

tung. Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-

tigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss, planen und führen Prüfungshandlungen 

als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 

geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass wesent-

liche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrich-

tigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvoll-

ständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen be-

inhalten können. 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-

ternen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-

ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit die-

ses Systems der Gesellschaft abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-

nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-

stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicher-

heit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zwei-

fel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 

können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind 

wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss 

aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil 
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zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 

unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-

gebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit 

nicht mehr fortführen kann. 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvor-

fälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-

des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 

und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 

Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

 

Lingen (Ems), 6. September 2024 

 

GEHRING  &  KOLLEGEN  GMBH 

WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT 

 
 
 gez. Merswolken ppa.. Köbbe 
 
 
 T. Merswolken ppa. J. Köbbe 

 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin 

   

________________________________________________________________________“ 
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C. Durchführung der Prüfung 

I. Gegenstand der Prüfung 

 

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und An-

hang – unter Einbeziehung der Buchführung der Neuenhauser Schulbetriebsgesellschaft mbH für 

das zum 31. Dezember 2022 endende Geschäftsjahr geprüft. 

 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage unserer Prüfung ein Urteil über den Jahresabschluss 

abzugeben. 

 

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den Aufga-

ben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise Rückwirkun-

gen auf den Jahresabschluss ergeben. 

 

Gemäß § 317 Abs. 4a HGB hat sich eine Abschlussprüfung nicht darauf zu erstrecken, ob der 

Fortbestand der Gesellschaft oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung 

zugesichert werden kann. 

 

Die Prüfung erstreckte sich ferner gemäß § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG auf die Ordnungsmäßig-

keit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse. 

 

Die Gesellschaft ist gemäß § 267a Abs. 1 HGB eine Kleinstkapitalgesellschaft. Sie hat die Auf-

stellungserleichterungen des § 264 Abs. 1 Satz 4 HGB in Anspruch genommen und auf die Auf-

stellung des Lageberichts verzichtet. 
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II. Art und Umfang der Prüfungsdurchführung 

 

Neben den bereits dargestellten Grundzügen unseres prüferischen Vorgehens (Abschnitt Wie-

dergabe des Bestätigungsvermerks) geben wir folgende Informationen zu unserem Prüfungsan-

satz und unserer Prüfungsdurchführung: 

 

Phase I: Entwicklung einer an den Geschäftsrisiken ausgerichteten Prüfungsstrategie 

 Erlangung von Geschäftsverständnis und Kenntnis der Rechnungslegungssysteme sowie 

des internen Kontrollsystems 

 Festlegung von Prüfungsschwerpunkten auf Basis unserer Risikoeinschätzung: 

- Bestand und Genauigkeit des Sachanlagevermögens 

- Bestand und Genauigkeit der Umsatzerlöse und sonstigen betrieblichen Erträge 

- Vollständigkeit des Personalaufwandes 

 Festlegung der Prüfungsstrategie und des zeitlichen Ablaufs der Prüfung 

 Auswahl des Prüfungsteams und Planung des Einsatzes von Spezialisten 

 

Phase II: Auswahl und Durchführung von kontrollbasierten Prüfungshandlungen 

 Auswahl kontrollbasierter Prüfungshandlungen aufgrund von Risikoeinschätzung und 

Kenntnis der Geschäftsprozesse und Systeme 

 Beurteilung der Ausgestaltung sowie der Wirksamkeit der ausgewählten rechnungsle-

gungsbezogenen Kontrollmaßnahmen 

 

Phase III: Einzelfallprüfungen und analytische Prüfungen von Abschlussposten 

 Durchführung analytischer Prüfungen von Abschlussposten 

 Einzelfallprüfungen in Stichproben und Beurteilung von Einzelsachverhalten unter Berück-

sichtigung der ausgeübten Bilanzierungswahlrechte und Ermessensspielräume, u.a. 

 Prüfung der Angaben im Anhang  
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Phase IV: Gesamtbeurteilung der Prüfungsergebnisse und Berichterstattung 

 Bildung des Prüfungsurteils auf Basis der Gesamtbeurteilung der Prüfungsergebnisse 

 Berichterstattung in Prüfungsbericht und Bestätigungsvermerk 

 Detaillierte mündliche Erläuterungen der Prüfungsergebnisse gegenüber Management und 

Aufsichtsgremium 

 

Der Prüfung gemäß § 53 HGrG liegt der IDW Prüfungsstandard „Berichterstattung über die Er-

weiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720)“ zugrunde. Wir verweisen auf 

unsere Berichterstattung in Abschnitt F. 

 

Wir haben die Prüfung in dem Monaten Juli bis September 2024 bis zum 6. September 2024 

durchgeführt.  

 

Alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise sind erbracht worden. Die gesetzlichen 

Vertreter haben uns die Vollständigkeit der Buchführung und des Jahresabschlusses schriftlich 

bestätigt. 
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D. Feststellungen zur Rechnungslegung 

 

I. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

 

Die Bücher der Gesellschaft sind ordnungsgemäß geführt. Die Belegfunktion ist erfüllt. Die Buch-

führung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach unseren Feststellungen in al-

len wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften. 

 

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir festgestellt, dass die von der Gesellschaft getroffenen 

Maßnahmen geeignet sind, die Sicherheit der verarbeiteten rechnungslegungsrelevanten Daten 

zu gewährleisten. 

 

II. Jahresabschluss 

 

Der uns zur Prüfung vorgelegte Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 ist ordnungsmäßig aus 

den Büchern und den zugehörigen Unterlagen der Gesellschaft entwickelt worden. Die Eröff-

nungsbilanzwerte wurden ordnungsmäßig aus dem Vorjahresabschluss übernommen. Die deut-

schen gesetzlichen Vorschriften zu Ansatz, Ausweis und Bewertung sind in allen wesentlichen 

Belangen beachtet worden. 

 

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung sind in allen wesentlichen Belangen nach den 

deutschen handelsrechtlichen Vorschriften über die Rechnungslegung von Kapitalgesellschaften 

einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung aufgestellt. Der Anhang enthält al-

le vorgeschriebenen Angaben. 

 

Größenabhängige Erleichterungen des § 288 HGB und § 274a HGB wurden zutreffend teilweise 

in Anspruch genommen. 
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E. Feststellung zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

 

Der Jahresabschluss vermittelt nach unserer Überzeugung unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. 
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F. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages  

 

 
Die im Gesetz und in dem einschlägigen IDW Prüfungsstandard 720 geforderten Angaben zur Prüfung 

der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse haben wir in An-

lage 5 zusammengestellt. 

 

Nach unserer Beurteilung wurden die Geschäfte mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstim-

mung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vorschriften, den des Gesellschaftsvertrags und der 

Geschäftsordnung für die Geschäftsführung geführt. 

 

Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte ergeben, die nach unserer Auffassung Zweifel an der Ord-

nungsmäßigkeit der Geschäftsführung begründen könnten. 

 

Ferner hat die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse nach unserer Beurteilung keinen Anlass zu 

Beanstandungen ergeben. 
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G. Schlussbemerkung 

 

Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses der Neuenhauser Schulbetriebsge-

sellschaft mbH, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022 erstatten wir in Überein-

stimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von 

Prüfungsberichten (IDW PS 450 n.F. – 10.2021). 

 

Der von uns erteilte Bestätigungsvermerk ist in Abschnitt B unter „Wiedergabe des Bestätigungsver-

merks“ enthalten. 

 

 

Lingen (Ems), den 6. September 2024 

 

GEHRING  &  KOLLEGEN  GMBH 

WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 T. Merswolken ppa. J. Köbbe 

 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin 
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Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

der 

Neuenhauser Schulbetriebsgesellschaft mbH 

Neuenhaus 

 

 

 

1. Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse 

 

Firma: Neuenhauser Schulbetriebsgesellschaft mbH 

 

Sitz: Neuenhaus 

 

Rechtsform: Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

 

Handelsregister: Amtsgericht Osnabrück, HRB Nr. 205121 

 

Gesellschaftsvertrag: 7. Februar 2011, zuletzt geändert am 07. März 2011 

 

Gegenstand des Unternehmens: Förderung des Wohlfahrtswesens durch den Betrieb 

einer Schulmensa in Neuenhaus durch Beschaffung, 

Zubereitung und Ausgabe von Mahlzeiten und Ge-

tränken zur Sicherstellung der Grundversorgung der 

Schülerinnen und Schüler im Rahmen eines Ganztags-

schulbetriebes. 

  

Geschäftsjahr: Kalenderjahr  

 

Gezeichnetes Kapital: 25.000,00 € 

 

Gesellschafter: Samtgemeinde Neuenhaus 100% 

 

Geschäftsführung: Günter Oldekamp 
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 Michael Kramer 

- alleinvertretungsbefugt und von den Beschrän-

kungen des § 181 BGB befreit  

 

 Gesellschafterbeschlüsse: 15. Dezember 2022 

- Entlastung der Geschäftsführer für das Geschäfts-

jahr 2021 

- Verlustübernahme durch die Samtgemeinde Neu-

enhaus 

- Feststellung des Jahresabschlusses 2021 

 

2. Steuerrechtliche Verhältnisse 

 

 Die Gesellschaft wird beim Finanzamt Bad Bentheim unter der Steuer-Nr. 55/220/02626 geführt. 

 

  

3. Vorjahresabschluss 

 

 Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 wurde von der Gesellschafterversammlung am 18. 

August 2023 festgestellt. Der Geschäftsführung wurde für das Jahr 2021 Entlastung erteilt. 
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Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der  
wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG (IDW PS 720)  

 
 
A. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 

 
  
 Fragenkreis 1:  
 

 
Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individualisierte Offenlegung der Or-

ganbezüge 

 

1 a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die Ge-

schäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisun-

gen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für die Konzern-

leitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unter-

nehmens bzw. des Konzerns? 

 
 Ja, als Geschäftsordnung gilt die Satzung der NSG und der Gesellschaftsvertrag. 

Die Regelungen entsprechen den Bedürfnissen des Unternehmens. Ein Ge-

schäftsverteilungsplan existiert aufgrund der Größe des Unternehmens nicht. 

 

1 b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden Nie-

derschriften hierüber erstellt? 

 
 Die Gesellschafterversammlung findet im Rahmen der Sitzungen des Samtge-

meindeausschusses (SGA) als Organ der Samtgemeinde Neuenhaus (alleinige 

Gesellschafterin der NSG) statt. Die Niederschrift wurde uns vorgelegt. 

 

1 c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG sind 

die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

 
 Die Mitglieder der Geschäftsleitung  sind auskunftsgemäß in keinen Aufsichtsrä-

ten bzw. Kontrollgremien vertreten. 
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1 d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) individuali-

siert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbe-

zogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls 

nein, wie wird dies begründet? 

 
 Die Organmitglieder erhalten keine Vergütung von der Gesellschaft. 

 
 
B. Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 

 

 Fragenkreis 2:  

 

Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

 

2 a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus 

dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersicht-

lich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

 
 Bislang nicht erforderlich aufgrund der überschaubaren Struktur der NSG.  

 

2 b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird? 

 
 Siehe 2 a). 

 

2 c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und dokumentiert? 

 
 Aufgrund der überschaubaren Struktur der Gesellschaft und einer stetigen Kon-

trolle der Geschäftsvorgänge sowie der Offenlegung der Abschlüsse wurden 
keine konkreten Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen oder doku-
mentiert. 
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2 d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungsprozesse 

(insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditaufnahme und 

-gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten werden? 

 
 Ja. Die ADGA der Samtgemeinde Neuenhaus gilt als Richtlinie für wesentliche 

Entscheidungsprozesse. Anhaltspunkte, dass diese Richtlinien nicht eingehalten 

werden, haben sich nicht ergeben. 

 

2 e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücks-verwaltung, 

EDV)? 

 
 Die Verträge sind ordnungsgemäß dokumentiert. 

 

 

Fragenkreis 3:  

 

Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling 

 

3 a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung der 

Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten – den Bedürfnissen 

des Unternehmens? 

 
 Ja, das Planungswesen entspricht den Bedürfnissen des Unternehmens. 

 

3 b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

 
 Sämtliche Planabweichungen werden grundsätzlich untersucht und ausgewer-

tet. 

 

3 c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den beson-

deren Anforderungen des Unternehmens? 

 
 Ja, das Rechnungswesen entspricht der Größe und den Anforderungen des Un-

ternehmens. 
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3 d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liquiditätskon-

trolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

 
 Das Finanzmanagement obliegt der Buchhaltung, die eine fortlaufende Liquidi-

tätskontrolle sicherstellt.  

 

3 e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich An-

haltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden sind? 

 
 Es besteht kein zentrales Cash-Management. 

 

3 f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist durch 

das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effek-

tiv eingezogen werden? 

 
 Ja.  

 

3 g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und umfasst es alle 

wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 

 
 Ein Controlling ist nicht eingerichtet und nach unseren Feststellungen nicht er-

forderlich, da regelmäßige Gesellschafterversammlungen stattfinden s. o.,  so-

wie die Besprechung der Jahresabschlüsse im Austausch mit dem dafür beauf-

tragten Steuerberatungsunternehmen. 

 

3 h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung der 

Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht? 

 
Entfällt, da kein Konzern. 

 

Fragenkreis 4:  

 

Risikofrüherkennungssystem 
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4 a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und Maß-

nahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden 

können? 

 

 Ein dokumentierendes Risikofrüherkennungssystem ist nicht vorhanden. Es er-

folgt eine Überwachung der monatlichen Verkaufszahlen in Bezug auf die Aus-

gaben. 

  

4 b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich An-

haltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 

 

 Ja. Es haben sich keine Anhaltspunkte für Abweichungen ergeben. 

 

4 c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

 

 Siehe Antwort zu Punkt 4 a) 

 

4 d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem aktuel-

len Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und an-

gepasst? 

  

 Siehe Antwort zu Punkt 4 a) 

 

Fragenkreis 5:  

 

Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 

 

Derartige Finanzinstrumente werden von der Betriebsleitung nicht eingesetzt. Somit 

sind die Fragen 5 a bis 5 f nicht relevant. 

 

5 a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzinstrumenten 

sowie von den anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich festgelegt? Dazu 

gehört: 
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- Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden? 

- Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen einge-

setzt werden? 

- Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Um-

fang dürfen offene Posten entstehen? 

- Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien zulässig sind 

bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z. B. antizipatives 

Hedging)? 

 

5 b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkonditionen 

und zur Risikobegrenzung? 

 

5 c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instrumentarium 

zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf 

- Erfassung der Geschäfte 

- Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse 

- Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung 

- Kontrolle der Geschäfte? 

 

5 d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Derivatge-

schäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen? 

 

5 e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen? 

 

5 f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die offenen 

Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?  
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Fragenkreis 6:  

 

Interne Revision 

 

Es besteht keine interne Revision als eigenständige Stelle und ist nach unseren Feststel-

lungen auch nicht erforderlich. Somit sind die Fragen 6 a) bis 6 f) nicht relevant.  

 

6 a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne Revisi-

on/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch eine 

andere (ggf. welche) Stelle wahrgenommen? 

 

6 b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Kon-zern? Be-

steht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 

 

6 c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/Konzern-

revision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unvereinbare Funk-

tionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt sind? Wann hat 

die Interne Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber 

schriftliche Revisionsberichte vor? 

 

6 d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt? 

 

6 e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um welche 

handelt es sich? 

 

6 f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Internen Revisi-

on/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/Konzern-revision die Um-

setzung ihrer Empfehlungen? 
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C. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

 

 Fragenkreis 7:  

 

Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Ge-

schäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans 

 

7 a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans 

zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist? 

 
 Es haben sich keine derartigen Anhaltspunkte ergeben. 

 

7 b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-

wachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

 
 Entfällt, da keine Kredite an Mitglieder der Geschäftsleitung oder Überwa-

chungsorgane gewährt wurden. 

 

7 c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähnli-

che, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden sind 

(z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

 
 Es haben sich keine derartigen Anhaltspunkte ergeben. 

 

7 d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Sat-

zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwa-

chungsorgans übereinstimmen? 

 
  Es haben sich keine derartigen Anhaltspunkte ergeben. 
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Fragenkreis 8:  

 

Durchführung von Investitionen 

 

8 a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle 

Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili-

tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

 
 Sämtliche Investitionen werden angemessen geplant und vor Realisierung auf 

Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft. 

 

8 b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung nicht 

ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen (z. B. 

bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)? 

 
 Es haben sich keine derartigen Anhaltspunkte ergeben. 

 

8 c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend überwacht 

und Abweichungen untersucht? 

 
 Diese Überwachung und Untersuchung von Abweichungen findet stets statt. 

 

8 d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? Wenn 

ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

 
 Im Berichtsjahr gab es keine nennenswerten Überschreitungen. 

 

8 e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Ausschöp-

fung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

 
 Es liegen keine Leasing- oder vergleichbare Verträge vor. 
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Fragenkreis 9:  

 

Vergaberegelungen 

 

9 a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. VOB, VOL, 

VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

 
 Es liegen keine Anhaltspunkte für offenkundige Verstöße vor. 

 

9 b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote (z. 

B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?  

 
 Es werden immer mehrere Konkurrenzangebote eingeholt. 

 

 

Fragenkreis 10:  

 

Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

 

10 a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

 
 Ja. Berichterstattungen erfolgen im Zuge der Sitzungen. 

 

10 b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unterneh-

mens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche? 

 
 Diese Berichte vermitteln einen zutreffenden und aktuellen Einblick. 



 
Anlage 5/11 

 
 
 

 

10 c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah unter-

richtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewi-

ckelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen 

vor und wurde hierüber berichtet? 

 
 Das Überwachungsorgan wurde stets zeitnah unterrichtet, die genannten Ge-

schäftsvorfälle und Fehldispositionen lagen nicht vor. 

 

10 d)  Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf dessen 

besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

 
 Besondere Berichtswünsche lagen nicht vor. 

 

10 e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG oder un-

ternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war? 

 
 Diese Anhaltspunkte gibt es nicht. 

 

10 f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden 

Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert? 

 
 Eine derartige Versicherung besteht nicht. 

 

10 g) Sofern Interessenskonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans 

gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt worden? 

 
 Derartige Konflikte bestehen nicht. 
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D. Vermögens- und Finanzlage 

 

 Fragenkreis 11:  

 

Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

 
11 a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 

 
 Nach unseren Feststellungen besteht kein nicht betriebsnotwendiges Vermögen. 

 

11 b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

 
 Auffallend hohe oder niedrige Bestände liegen nicht vor. 

 

11 c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den bilan-

ziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegenstände 

wesentlich beeinflusst wird? 

 
 Wesentliche stille Reserven waren nicht zu erkennen. 

 
 

Fragenkreis 12:  

 

Finanzierung 

 

12 a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusam-

men? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflichtun-

gen finanziert werden? 

 
 Das am Bilanzstichtag lang- und mittelfristig gebundene Vermögen war in voller 

Höhe lang- und mittelfristig finanziert. Die formal kurzfristigen Vermögenswer-

te sind kurzfristig realisierbar. 

 

12 b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditaufnah-

men wesentlicher Konzerngesellschaften? 
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 Entfällt, da kein Konzern vorhanden. 

 

12 c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien der öf-

fentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen 

Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden? 

 
 Die NSG erhält monatliche Betriebszuschüsse für die Aufrechterhaltung des Be-

triebes von der Samtgemeinde Neuenhaus. Ebenso einen jährlichen Zuschuss 

vom Landkreis Grafschaft Bentheim für die Bewirtschaftung der Mensa am Lise-

Meitner Gymnasium. 

 

 

Fragenkreis 13:  

 

Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

 

13 a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstattung? 

 
 Finanzierungsprobleme sind durch die Betriebszuschüsse der Samtgemeinde 

Neuenhaus nicht ersichtlich. 

 

13 b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der wirt-

schaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

 
 Es gibt keine Beanstandungen. 
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E. Ertragslage 

 

Fragenkreis 14:  

 

Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 

 

14 a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-

ten/Konzernunternehmen zusammen? 

 
Es gibt nur ein Segment. 

 

14 b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

 
 Das Jahresergebnis ist nicht entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt. 

 

14 c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbeziehun-

gen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unangemesse-

nen Konditionen vorgenommen werden? 

 
 Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 

 

14 d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

 
 Eine Konzessionsabgabe existiert nicht.
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Fragenkreis 15: 

 

Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

 

15 a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung 

waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

 
 Die NSG wurde gegründet, um der öffentlichen Aufgabe der kommunalen Ver-

waltung nachzukommen und gerecht zu werden. Die Aufgabe besteht zum einen 

in der Förderung des Ganztagsbetriebs in den Schulen und Kindertagesstätten 

der Samtgemeinde Neuenhaus aber auch in der Förderung des Gemeinwohls 

und der Zubereitung von bezahlbaren Speisen für Schülerinnen und Schüler. Aus 

diesem Grunde sind alle bisherigen Geschäftsjahre defizitär abgeschlossen wor-

den. Die Herstellung und der kostendeckende Verkauf von Speisen für die Ver-

sorgung in den o.g. Bereichen ist in Anbetracht dem Grundgedanken der Gesell-

schaft, der Gemeinwohlförderung, nicht möglich. In der Geschäftsstrategie wird 

nach Möglichkeit ein ausgeglichenes Geschäftsjahr angestrebt, sowie im Min-

desten eine Minimierung des Defizites. 

 

15 b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche Maß-

nahmen handelt es sich? 

 
 Siehe 15 a). 

 

 

Fragenkreis 16:  

 

Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage 

 

16 a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

 
 Es liegt kein Jahresfehlbetrag vor. 

 



 
Anlage 5/16 

 
 
 

 

16 b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Unter-

nehmens zu verbessern?  

 
 Siehe 16 a). 



Zentrale2
Textfeld
Anlage 6




		2024-09-06T09:08:56+0000
	Timo Merswolken


		2024-09-06T09:09:31+0000
	Julia Köbbe




